
Die Grundlage des Weltraumrechts bildet der Welt­
raumvertrag von 1967, der von fast 100 Staaten unter­
zeichnet und bisher von über 60 Staaten ratifiziert 
wurde; er enthält prinzipielle Normen, die der Ausge­
staltung durch speziellere Verträge bedürfen. Solche 
spezielleren Verträge bestehen für den Bereich der Hil­
feleistung auf der Erde seit 1969 und für Haftungsfra­
gen seit 1972.
Als nächstes zeichnen sich folgende Verträge ab:
— ein Mond-Vertrag,
— ein Vertrag über die Registrierung von Weltraum- 

flugkörpem.

— ein Vertrag über Nachrichtensatelliten und Fernseh­
direktsendungen derartiger Satelliten,

— ein Vertrag über die Anwendung von Beobachtungs­
satelliten.

Die Ausarbeitung dieser Verträge wird Zeit erfordern. 
Dabei wird es zu heftigen Auseinandersetzungen kom­
men, weil hinter den juristischen Fragen schwerwie­
gende politische und ökonomische Probleme stehen. Die 
Lösung der Weltraumprobleme wird mitbestimmt vom 
internationalen Kräfteverhältnis und seiner Entwick­
lung zugunsten der Kräfte des Friedens und des Sozia­
lismus. Das wird zu einer fortschrittlichen Entwicklung 
des Weltraumrechts führen.
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Zur Aufklärung der Täterpersönlichkeit,
unter besonderer Berücksichtigung jugendlicher Täter
Die in dieser Zeitschrift erschienenen grundsätzlichen 
Beiträge zur Erhöhung der Wirksamkeit des Strafver­
fahrens widmen der Frage, in welchem Umfang im 
einzelnen Strafverfahren Feststellungen zur Täterper­
sönlichkeit zu treffen sind, große Aufmerksamkeit./l/ 
Dabei geht es im Kern um folgendes:
— Wie ist g e n e r e l l  der Umfang der Ermittlungen 

zur Persönlichkeit des Straftäters zu bestimmen?
— Welche Seiten und Momente in der Persönlichkeit 

des Straftäters sind — zunächst unabhängig von 
Tiefe und Ausführlichkeit — in jedem e i n z e l n e n  
Verfahren festzustellen?

— Wie tief und ausführlich sind — auf der Grundlage 
des generell vorgegebenen Umfangs — die Unter­
suchungen zur Täterpersönlichkeit im Einzelfall zu 
führen?

Zur Bestimmung des Umfangs der Aufklärung zur 
Person des Straftäters
Hauptaufgabe des Strafverfahrens ist die Prüfung, 
Feststellung und Realisierung der persönlichen straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit (§§ 1 und 2 StPO). In­
halt, Umfang und Tiefe der Aufklärung der Täterper­
sönlichkeit werden durch diese Aufgabenstellung be­
stimmt, sind also stets der Feststellung der persönli­
chen strafrechtlichen Verantwortlichkeit untergeordnet. 
Die Aufklärung muß sich demzufolge auf diejenigen 
Momente in der Persönlichkeit des Straftäters konzen­
trieren, die
— für die Feststellung der strafrechtlichen Verantwort­

lichkeit bedeutsam sind und im Schuldausspruch zum 
Ausdruck kommen (Alter, Schuldfähigkeit, Zurech­
nungsfähigkeit, bestimmte vom Tatbestand gefor­
derte Subjekteigenschaften, wie Arbeitsschutzver­
antwortlicher, leitender Mitarbeiter eines Wirt­
schaftsorgans oder Betriebes, Militärperson u. a. m.);

— den Grad der strafrechtlichen Verantwortlichkeit be­
einflussen und für den Strafausspruch von Bedeu­
tung sind (Persönlichkeitsmomente, die über die 
Schuld in die Tat eingehen und damit Einfluß auf
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die Tatschwere haben, wie das Vorliegen einer be­
sonderen Verantwortung, besondere Berufserfah­
rung, bestimmte Qualifikation u. a. m.);

— maßgeblich sind für die Auswahl und Differenzie­
rung der anzuwendenden Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit, was gleichfalls im Straf­
ausspruch zum Ausdruck kommt (Persönlichkeits­
momente, die n i c h t  über die Schuld in die Tat 
bzw. die Tatschwere eingehen, aber dennoch insoweit 
bedeutsam sind, als sie über die Fähigkeit und Be­
reitschaft des Täters Aufschluß geben, künftig sei­
ner Verantwortung gegenüber der sozialistischen Ge­
sellschaft nachzukommen [§ 61 StGB]).

Diejenigen Merkmale der Persönlichkeit zu bestimmen, 
die im Einzelfall zu klären sind, dürfte hinsichtlich 
der ersten beiden Forderungen keine besonderen 
Schwierigkeiten bereiten. Komplizierter ist es aber, die 
Merkmale festzulegen, die Aufschluß über die Frage 
geben, ob und inwieweit der Straftäter fähig und be­
reit ist, künftig seiner Verantwortung gegenüber der 
sozialistischen Gesellschaft nachzukommen.
Dabei ist zu beachten, daß § 65 Abs. 3 StGB bei jugend­
lichen Straftätern — im Unterschied zu Erwachsenen — 
auf eine eingehendere Klärung der Persönlichkeit orien­
tiert. Das geschieht nicht nur deshalb, weil hier beson­
dere Anforderungen an die Schuldprüfung gestellt sind, 
sondern vor allem, damit bei dem ersten Abgleiten eines 
Jugendlichen in die Kriminalität richtig und mit mög­
lichst dauerhafter Wirkung reagiert wird, um eine posi­
tive Entwicklung zu gewährleisten.

Zur Prüfung der Fähigkeit und Bereitschaft des Täters 
zu künftigem gesellschaftsmäßigem Verhalten
Die Feststellung der Fähigkeit und Bereitschaft zu künf­
tigem gesellschaftsgemäßem Verhalten, zur Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit ist im Kern die Frage 
nach dem Bewußtseinsstand des Straftäters. Dabei geht 
es keineswegs um eine psychologische Analyse, nicht um 
eine chronologische Darstellung des Lebensweges des 
Täters, sondern um diejenigen Seiten des Bewußtseins, 
die e n t s c h e i d e n d  für sein Verhalten innerhalb der 
Gesellschaft sind, vor allem um solche Bewußtseinsin­
halte, die das praktische Verhalten des Menschen in den 
wesentlichen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
bestimmen.
Ich möchte hier besonders die Klärung von bestimmten
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